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1. Instanz

Aktenzeichen S 6 U 235/98
Datum 22.08.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 17 U 395/00
Datum 04.06.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
22.08.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Anerkennung und EntschÃ¤digung des Ereignisses
vom 02.10.1996 als Arbeitsunfall streitig.

Der am 1960 geborene KlÃ¤ger erlitt am 02.10.1996 einen Unfall. Beim Versuch,
sich mit an der Laderampe abgestÃ¼tzten HÃ¤nden seitlich â�� nach links â�� auf
die ca. 1,3 m hohe LadeflÃ¤che eines LKWs zu schwingen, verspÃ¼rte er beim
Aufsetzen der linken FuÃ�innenkante auf die LadeflÃ¤che einen "verhaltenen"
Schmerz im linken Knie bzw. FuÃ�. Wegen des Schmerzes brach er das
Hinaufsteigen ab und sprang zurÃ¼ck auf den Boden. Beim Aufkommen mit dem
linken FuÃ� â�� in der Hocke â�� nahm er einen starken Stich im Knie wahr und
drehte sich deshalb seitlich weg. AnschlieÃ�end konnte er das Knie nicht mehr
richtig bewegen. Der OrthopÃ¤de Dr.E. stellte bei ihm eine InnenmeniskuslÃ¤sion
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des linken Kniegelenkes fest mit Verdacht der Ruptur des vorderen Kreuzbandes (H-
Arztbericht vom 07.10.1996). Dr.E. fÃ¼hrte die Kniegelenkserkrankung nach
DurchfÃ¼hrung einer Arthroskopie am 15.10.1996 und eines Kernspintomogramms
am 08.10.1996 auf den Unfall vom 02.10.1996 zurÃ¼ck (Arztbericht vom
08.01.1997).

Die Beklagte holte ein Gutachten des Chirugen Dr.B. vom 11.04.1997 / 02.06.1997
ein. In seiner ersten Stellungnahme ging Dr.B. von einer Distorsion des linken
Kniegelenkes aus. Die festgestellte Innenmeniskuskorbhenkelruptur sei nicht Folge
des Unfallereignisses, sondern eines anlagebedingten degenerativen Leidens. In der
zweiten Stellungnahme fÃ¼hrte er die Innenmeniskusruptur des linken
Kniegelenkes auf den Unfall zurÃ¼ck. Als Folgen bestÃ¼nden neben der glaubhaft
subjektiven Beschwerdesymptomatik eine BewegungseinschrÃ¤nkung des linken
Kniegelenkes sowie eine MuskulaturverschmÃ¤chtigung des linken Ober- und
Unterschenkels. Unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit sei bis 16.03.1997
anzunehmen, anschlieÃ�end betrage die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) 10
vH. Der Chirurg Dr.S. verneinte in seiner Stellungnahme fÃ¼r die Beklagte vom
12.08.1997, dass durch das Unfallereignis eine Meniskusverletzung herbeigefÃ¼hrt
werden konnte. Der Unfallmechanismus habe allenfalls zu einer leichte Distorsion
gefÃ¼hrt.

Daraufhin lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 26.08.1997 die GewÃ¤hrung einer
EntschÃ¤digung aus Anlass des Ereignisses vom 02.10.1996 ab. Im
anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren fÃ¼hrte der OrthopÃ¤de Prof. Dr.L. im
Gutachten vom 01.04.1998 aus, der Unfallmechanismus sei nicht geeignet
gewesen, einen Korbhenkelriss des linken Innenmeniskus zu verursachen. Im
Ã�brigen habe ein Kreuzbandschaden vorbestanden in Form einer Lockerung des
vorderen Kreuzbandes und einer Seitbandlockerung des linken Kniegelenks.
GestÃ¼tzt auf dieses Gutachten wies die Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck
(Bescheid vom 08.07.1998).

Gegen den Bescheid vom 26.08.1997 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 08.07.1998 hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) erhoben
und beantragt, ihn wegen der Folgen des Arbeitsunfalles vom 02.10.1996 zu
entschÃ¤digen.

Das SG hat Gutachten gemÃ¤Ã� Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) des
OrthopÃ¤den Dr.K. vom 27.09.1999 und gemÃ¤Ã� Â§ 106 SGG des Chirurgen Dr.L.
vom 01.12.1999 eingeholt. WÃ¤hrend Dr.K. von einer erheblichen Gewalteinwirkung
durch Sturz, Hockbewegung und seitlichem Wegdrehen ausging, die die
KorbhenkellÃ¤sion wesentlich verursacht habe, verwies Dr.L. auf den Schmerz des
KlÃ¤gers beim Aufschwingen auf die Laderampe und verneinte mangels eines
geeigneten Unfallmechanismus den ursÃ¤chlichen Zusammenhang.

Mit Urteil vom 22.08.2000 hat das SG die Klage â�� dem Antrag der Beklagten
entsprechend â�� abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, gegen die
Wahrscheinlichkeit des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs zwischen Unfallereignis und
Meniskusverletzung sprÃ¤chen der Unfallhergang, die medizinischen Befunde und
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der nachgewiesene Vorschaden.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und vorgetragen, die
GesundheitstÃ¶rungen im Bereich des linken Kniegelenks seien auf das
Unfallereignis ursÃ¤chlich zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Er habe nach dem Ereignis seine
berufliche TÃ¤tigkeit nicht fortsetzen kÃ¶nnen. FÃ¼r eine vorbestehende
Erkrankung des linken Knies seien keine Anhaltspunkte vorhanden. Auch sei zu
berÃ¼cksichtigen, dass Dr.S. und Prof. Dr.L. ihn nicht persÃ¶nlich untersucht
hÃ¤tten.

Der Senat hat nach Beiziehen von Befundberichten der OrthopÃ¤den Dr.K. vom
29.01.2001, Dr.E. vom 05.03.2001, Dr.K. vom 22.05.2001, des Allgemeinarztes
Dr.A. vom 21.02.2001 sowie der einschlÃ¤gigen RÃ¶ntgen- und CT-Aufnahmen
Gutachten des OrthopÃ¤den Dr.W. vom 15.11.2001 / 25.02.2003 und gemÃ¤Ã� Â§
109 SGG des Chirurgen Dr.E. vom 02.01.2003 / 03.04.2003 eingeholt. Dr.W. hat den
ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen dem Ereignis vom 02.10.1996 und der
Manifestation des Schadensbildes am linken Kniegelenk verneint und auch eine
Distorsion ausgeschlossen. Dr.E. hat ausgefÃ¼hrt, im Rahmen eines Drehsturzes
sei eine partielle Ruptur des vorderen Kreuzbandes sowie ein basisnaher Abriss des
medialen Meniskus erfolgt. Die MdE betrage 10 vH.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des SG NÃ¼rnberg
vom 22.08.2000 sowie des Bescheides vom 26.08.1997 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 08.07.1998 zu verurteilen, das Ereignis vom
02.10.1996 als Arbeitsunfall anzuerkennen und zu entschÃ¤digen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG
NÃ¼rnberg vom 22.08.2000 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird ergÃ¤nzend auf die Verwaltungsakte der
Beklagten sowie die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143
, 151 SGG), aber nicht begrÃ¼ndet.

Zu Recht hat das SG entschieden, dass der beim KlÃ¤ger am linken Kniegelenk
bestehende Gesundheitsschaden nicht Folge eines Arbeitsunfalles ist und nicht zu
entschÃ¤digen ist.

Der Anspruch des KlÃ¤gers ist noch nach den Vorschriften der
Reichsversicherungsordnung (RVO) zu beurteilen, da das Ereignis vom 02.10.1996
noch vor dem In-Kraft-Treten des Siebten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB VII)
am 01.01.1997 eingetreten ist (Art 36 des Unfallversicherungs-
Einordnungsgesetzes, Â§ 212 SGB VII).

Arbeitsunfall ist nach Â§ 548 Abs 1 Satz 1 RVO ein Unfall, den ein Versicherter bei
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einer der in den Â§Â§ 539, 540 und 543-545 RVO genannten versicherten
TÃ¤tigkeiten erleidet. Der Begriff des Unfalls ist in der RVO nicht bestimmt. Nach
der in Rechtsprechung und Schrifttum einhellig vertretenen Auffassung ist Unfall ein
kÃ¶rperlich schÃ¤digendes, zeitlich begrenztes Ereignis. Wesentlich fÃ¼r den
Begriff des Unfalls sind somit ein Ã¤uÃ�eres Ereignis als Ursache und eine
KÃ¶rperschÃ¤digung als Wirkung (BSG SozR 2200 Â§ 548 Nr 56). Das Ã¤uÃ�ere
Ereignis verlangt einen von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkenden Vorgang, wobei
auch kÃ¶rpereigene Bewegungen wie Heben, Schieben, Laufen Ã¤uÃ�ere
VorgÃ¤nge in diesem Sinne sind, selbst wenn sie gewohnt und Ã¼blich sind (BSG
SozR Nr 1 zu Â§ 838 RVO). Der ursÃ¤chliche Zusammenhang zwischen einem
Ereignis, das von auÃ�en auf den KÃ¶rper des Versicherten eingewirkt hat und
einer GesundheitsstÃ¶rung besteht nach der in der gesetzlichen Unfallversicherung
geltenden Lehre von der rechtlich wesentlichen Ursache dann, wenn das Ereignis
mit Wahrscheinlichkeit wesentlich die Entstehung oder Verschlimmerung eines
Gesundheitsschadens bewirkt hat (BSGE 1, 72, 76; 12, 242, 245; 38, 127).
"Wahrscheinlichkeit" bedeutet, dass beim vernÃ¼nftigen AbwÃ¤gen aller
UmstÃ¤nde, die auf die berufliche Verursachung deutenden Faktoren so stark
Ã¼berwiegen, dass darauf die Entscheidung gestÃ¼tzt werden kann (BSG SozR Nr
20 zu Â§ 542 RVO aF; SozR 2200 Â§ 548 Nr 38). Daran fehlt es, wenn neben dem
Ã¤uÃ�eren Ereignis bereits bestehende Schadensanlagen mitwirken, die rechtlich
die allein wesentliche Ursache des neuen Schadens sind, wenn also die
persÃ¶nliche RisikosphÃ¤re allein rechtlich wesentlich ist.

Der Senat ist der Auffassung, dass das Ereignis vom 02.10.1996 in Form des
Sprungs auf die LadeflÃ¤che selbstverstÃ¤ndlich ein geeignetes "Ã¤uÃ�eres
Ereignis" darstellt, um den Begriff des "Unfalls" zu erfÃ¼llen. Es hat aber nicht mit
Wahrscheinlichkeit die Kniebandlockerung am linken Knie des KlÃ¤gers und den
Innenmeniskuskorbhenkelriss verursacht. Damit liegt kein "Arbeitsunfall" vor. FÃ¼r
die Wahrscheinlichkeit des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs fehlt es zum einen an
einem geeigneten Unfallmechanismus. Nach der herrschenden wissenschaftlichen
Lehrmeinung (SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit,
7.Auflage S 691) sind fÃ¼r die isolierte ZerreiÃ�ung eines Meniskus die passive
Rotation des gebeugten Kniegelenks oder die plÃ¶tzliche, passive Streckung des
gebeugten und rotierten Unterschenkels ursÃ¤chlich. Es ist die Verwindung des
gebeugten Kniegelenks erforderlich in Form eines Verwindungstraumas oder
Drehsturzes. Die vom KlÃ¤ger geschilderte Bewegung in Form des seitlichen
Aufschwingens auf die LadeflÃ¤che und das Herabspringen erfÃ¼llt diese
Anforderungen nicht. Da der KlÃ¤ger bereits beim Aufschwingen auf die
LadeflÃ¤che Schmerz verspÃ¼rte und beim Aufkommen auf den Boden einen Stich,
also bevor das seitliche Wegdrehen erfolgte â�� und hiervon geht der Senat
aufgrund der wiederholten Schilderungen des KlÃ¤gers aus â�� ist ein geeigneter
Unfallmechanismus nicht gegeben. Der Schmerz und der Stich sind eben nicht erst
durch das seitliche Wegdrehen entstanden. Von einem Drehsturz, wie es die
gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG gehÃ¶rten Gutachter Dr.K. und Dr.E. annehmen, ohne die
Schilderungen des KlÃ¤gers zu interpretieren, kann somit nicht ausgegangen
werden. Hinzu kommt, dass bei dem basisnah entstandenen Korbhenkeldefekt auch
ein frischer Bluterguss zu erwarten gewesen wÃ¤re. Hieran fehlt es jedoch â�� wie
sich eindeutig aus dem Operationsbericht des Dr.E. vom 17.10.1996 ergibt. Dies

                               4 / 5

https://dejure.org/gesetze/RVO/539.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/540.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/543.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%202200%20§%20548%20Nr%2056
https://dejure.org/gesetze/RVO/838.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%201,%2072
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2012,%20242
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2038,%20127
https://dejure.org/gesetze/RVO/542.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%202200%20§%20548%20Nr%2038
https://dejure.org/gesetze/SGG/109.html


 

spricht gegen eine frische Meniskusverletzung ebenso wie beginnende degenerative
VerÃ¤nderungen am Gelenkknorpel und die bestandene Elongation des vorderen
Kreuzbandes sowie oberflÃ¤chliche Knorpelaufrauhungen an der inneren
KniescheibengelenkflÃ¤che. Hierauf weist Dr.W. anhand des Operationsbefundes
vom 17.10.1996 Ã¼berzeugend hin. Auch ist die Form des Meniskusschadens â��
hier Korbhenkel â�� typischerweise degenerativer Natur und entwickelt sich nach
Ã¼berwiegender Ansicht "mehrzeitig" bzw. "schubweise"
(SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin aaO S 702). Auch die Tatsache, dass der KlÃ¤ger
erst zwei Tage nach dem Ereignis einen Arzt aufgesucht hat, spricht gegen eine
frische Meniskusverletzung, die wie Dr.W. darlegt, immer mit einem
Funktionsverlust des Kniegelenks einhergeht und daher unverzÃ¼gliche Ã¤rztliche
MaÃ�nahmen nach sich zieht.

Der Senat vermochte den AusfÃ¼hrungen des Dr.E. im Gutachten vom 02.01.2003 /
03.04.2003 nicht zu folgen. Dieser geht von einem Drehsturz aus, der jedoch nicht
erwiesen ist. Auch ist eine frische Kreuzbandverletzung letztlich nicht erwiesen.
Dr.E. stÃ¼tzt sich im Wesentlichen auf den Kernspinbefund vom 08.10.1996, wo ein
"Anriss des vorderen Kreuzbandes im proximalen femoralen Ansatzbereich"
beschrieben ist. Der Senat hÃ¤lt aber die MRT-Diagnose allein im Hinblick auf die
Ã¼brigen Untersuchungsbefunde nicht beweisend fÃ¼r eine frische
Kreuzbandverletzung. Aus dem OP-Bericht vom 17.10.1996 ergibt sich vielmehr ein
"parallelfaseriges vorderes Kreuzband ohne jegliche frische Verletzungsfolgen" und
"es entleerte sich kein Blut". Dieser intraoperative Befund ist vereinbar mit dem
angegebenen Ereignisverlauf, dem klinischen Erstbefund ohne schwerwiegende
FunktionsstÃ¶rungen, mit dem rÃ¶ntgenologischen Befund und dem
kernspintomografischen Befund, wie Dr.W. Ã¼berzeugend darlegt.

Zusammenfassend spricht somit mehr dagegen als dafÃ¼r, dass der
Gesundheitsschaden des KlÃ¤gers am linken Knie durch das Ereignis vom
02.10.1996 verursacht worden ist. Dieses Ereignis ist daher nicht als Arbeitsunfall
anzuerkennen und zu entschÃ¤digen.

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG vom 22.08.2000 ist
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 03.11.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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